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Einleitung

Das Bild der Verwaltung gleicht angesichts ihrer fachspezifischen, föderalen
Ausdifferenzierung und Pluralisierung mehr einem Netzwerk unterschiedlicher
Verwaltungseinheiten je unterschiedlicher Binnenstruktur denn dem klassischen
Bild der viel titulierten Einheit der Verwaltung.1 Doch trotz seiner immensen Be-
deutung für das Funktionieren des Verwaltungsapparates und die sachangemessene
Steuerung und Bewältigung vonAufgabenanforderungen durch die Administrative –
gerade auch im sicherheitsrechtlichen Bereich – hat die Organisationsform des
Verwaltungsnetzwerks vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit durch den rechts-
wissenschaftlichen Diskurs erfahren. Dies ist umso mehr verwunderlich, als dass die
Wahl und konkrete Ausgestaltung von Organisationsformen wesentlichen Einfluss
auf das Ergebnis der Aufgabenbewältigung und seine Qualität im Gemeinwesen
„Staat“ erlangen können. Denn jede größere Zahl von Menschen, die sich der Be-
wältigung einer komplexen Aufgabe gegenübersieht, ist darauf angewiesen, die
gemeinsamen Handlungen und Aktivitäten abzustimmen und ihnen Struktur zu
verleihen.2 In diesem Zusammenhang benötigen der Staat – in Handlungsvertretung
des Volkes als Souverän – und die Verwaltung – in ihrer Funktion als Ausfüh-
rungsorgan – Werkzeuge, die sie dazu befähigen, sich zeitnah, flexibel und vorbe-
reitet neuen Problemen zu stellen und diese im Sinne des Gemeinwohls zu lösen.

Dass dem speziell im Bereich des Sicherheitsrechts nicht so war, führten die
terroristischen Anschläge von New York, Madrid und London dem deutschen Ge-
setzgeber deutlich vor Augen. Auch vor dem Hintergrund des sich anschließenden
„Global War on Terror“3 gegen ein radikal, zumeist islamistisch-motiviert vorge-
hendes „network of terrorists“ unter Zuwachs der sogenannten „Homegrown-Ter-

1 Trute, Die demokratische Legitimation der Verwaltung, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-
Aßmann/Voßkuhle (Hrsg.), GVwR I2, § 6 Rn. 61; so weist Schmidt-Aßmann in Ordnungsidee,
5. Kap. Rn. 34. auch darauf hin, dass der Einheitsgedanke weniger einem Bauprinzip der
Verwaltung gleicht, Verselbstständigungen vielmehr eine verwaltungsrechtliche Tradition
genießen; Siegel, Entscheidungsfindung im Verwaltungsverbund, S. 4, der von einer „Abkehr
vom ,Mythos‘ der Einheit der Verwaltung“ spricht; zur Ausdifferenzierung Dreier, Hierar-
chische Verwaltung im demokratischen Staat, S. 211 ff.

2 Girschner, Theorie sozialer Organisationen, S. 45.
3 Vgl. Selected Speeches of President George W. Bush 2001–2008, S. 68, abrufbar unter

http://georgewbush-whitehouse.archives.gov/infocus/bushrecord/documents/Selected_Spee
ches_George_W_Bush.pdf (zuletzt aufgerufen am 19.08.2014); zur sich unter Barack Obama
veränderten Rhetorik der US-Regierung sieheGruber, KeinKriegmehr gegen den Terrorismus,
Stand 28.04.2009, abrufbar unter http://www.focus.de/politik/ausland/tid-14082/barack-
obama-kein-krieg-mehr-gegen-den-terrorismus_aid_393723.html (zuletzt aufgerufen am 19.08.
2014).
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roristen“ und der Einzeltäterproblematik4 sah sich die Bundesrepublik nicht nur einer
„weltweit […] neue[n] Dimension“5 terroristischer Bedrohung gegenüber. Vielmehr
erforderte das hohe Maß an Gewaltbereitschaft, jüngst auch dokumentiert durch die
neue Dimension der Brutalität des IS-Terrorismus, der sich zu einem nicht uner-
heblichen Teil aus westlichen „Terrortouristen“ rekrutiert, ein Umdenken in der
Sicherheitspolitik. Aber auch die Ambivalenz innerhalb der einerseits vorhandenen
logistischen Vernetzungen, operativ langfristig wie grenzüberschreitend angelegten
Strategien und andererseits ausführenden Kleingruppierungen, Einzeltätern und
mobilen „Terrortouristen“ ließ eine Anpassung der bisherigen Instrumente zur ef-
fektiven Terrorismusbekämpfung notwendig werden. Es zeigt sich so, dass die
Gewährleistung innerer Sicherheit nach wie vor eine zeitlose, jedenfalls vom Staat
der Neuzeit nicht wegzudenkende zu bewältigende Aufgabe darstellt.6

Der Strategie folgend, Netzwerken des Terrorismus Netzwerke der Bekämpfung
und Sicherheit entgegenzusetzen, und der Erkenntnis Rechnung tragend, dass eine
dauerhafte und effektive Terrorismusabwehr in sämtlichen Phänomenbereichen nur
über umfassende Informationsgewinnung, -verarbeitung und -analyse sowie struk-
turierte Kooperation und koordinierte Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden
erreichbar ist, reagierte die Politik auf die neuen Formen der Bedrohung mit der
Errichtung zwar nicht neuer, aber dennoch neu entdeckter Organisationsformen –
den Verwaltungsnetzwerken. In der Folge wurde mit dem Gemeinsamen Terroris-
musabwehrzentrum des Bundes und der Länder (GTAZ) im Jahr 2004 das erste
Gemeinsame Zentrum seiner Art als Plattform der Kommunikation und Kooperation
in Berlin errichtet, das im Dezember 2014 nicht nur sein 10-jähriges Bestehen feiert,
sondern auch eine erfolgreicheBilanz interbehördlicher Zusammenarbeit imBereich
der Terrorismusabwehr vorweisen kann. Im Vordergrund der öffentlichen Debatte
standen und stehen jedoch vielmehr die materiell-rechtlichen Änderungen des Si-
cherheitsrechts sowie die politischen Strategien zur Bekämpfung der Bedrohung
durch den Terrorismus als die den Sicherheitsapparat tragenden Organisations-
strukturen in Form des Gemeinsamen Zentrums selbst. Dass der organisatorischen
Struktur jedoch auch aus rechtswissenschaftlicher Sicht mehr Aufmerksamkeit zu-
teilwerden sollte, wird einem nicht zuletzt durch zentrale Fragen vor Augen geführt,
die mit der Wahl des Organisationstyps einhergehen: So stellen sich unter anderem
die Fragen, was das Wesen und den Erfolg der Verwaltungsnetzwerke auszeichnet,
wie sich Formalität und Informalität in diesen Strukturen zueinander verhalten und
vor allem, woher die Netzwerke ihre demokratische Legitimation nehmen.

In Beantwortung dieser Fragen bildet sodann die Herausarbeitung verfassungs-
und verwaltungsorganisationsrechtlicher Aspekte, die den Verwaltungsnetzwerken

4 Zu den Begriffen der „Homegrown-Terroristen“ und der Einzeltäterproblematik siehe
Bundesministerium des Innern/Bundesministerium der Justiz (Hrsg.), Bericht der Regie-
rungskommission zur Überprüfung der Sicherheitsgesetzgebung in Deutschland, S. 6 f.

5 BT-Drs. 14/7386 (neu), S. 35.
6 Möstl, Sicherheitsgewährleistung im gewaltenteilenden Rechtsstaat, in: Demel et al.

(Hrsg.), Funktionen und Kontrolle der Gewalten, S. 54.
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im Allgemeinen und dem GTAZ, sprich der sicherheitsrechtlichen Netzwerkpolitik,
im Besonderen zugrunde liegen, den Kern der vorliegenden Arbeit. Die Untersu-
chung verfolgt dabei ein dreistufiges Konzept, in dessen Entsprechung die jeweils
voranstehenden Kapitel das jeweils nachfolgende in einer inhaltlich allgemeineren
Form vorbereiten.

Im Einzelnen widmet sich das erste Kapitel daher zunächst den allen Organisa-
tionsformen der Administrative zugrunde liegenden verwaltungsorganisatorischen
Grundlagen. Nach einer voranstehenden Erläuterung der Bedeutung der Verwal-
tungsarchitektur für die organisatorische Erscheinung des Volkes als Souverän der
Bundesrepublik Deutschland und näheren Betrachtung der Bauteile der Adminis-
trative liegt ein erster Schwerpunkt auf der Erörterung der Funktion von Organisa-
tionsgewalt und Gesetzesvorbehalten, den Einflüssen föderaler Trennung des Ver-
waltungsraumes auf den Verwaltungsapparat sowie Gewährleistungsformen der
Verwaltungslegitimation. Ein weiterer Schwerpunkt richtet sich auf die Untersu-
chung verschiedener Arten der Verwaltungskooperation, namentlich intra- und in-
terbehördlicher sowie bi- undmultipolarer Kommunikationsbeziehungen. Neben der
Präsentation der Funktionsweise der administrativen Organisation werden so die
Voraussetzungen herausgearbeitet, unter denen neue Verwaltungseinheiten und
-strukturen, wie etwa Netzwerke, geschaffen werden dürfen.

Die Ergebnisse aufgreifend, vertieft das zweite Kapitel, nach der Bestimmung des
rechtswissenschaftlichen Netzwerkbegriffs, das Phänomen der Verwaltungskoope-
ration durch Netzwerkbildung. In einem ersten Schritt werden die rechtsdogmati-
schen Dimensionen, Funktionsweisen, Chancen und Arten der Netzwerke darge-
stellt. Sodann richtet sich der Blick als Zweites auf die verfassungsrechtlich und
verwaltungspraktisch bedeutsamen Einflussfaktoren einer effizienten und vor allem
legitimen Errichtung von Netzwerkstrukturen. In diesem Rahmen wird der Herlei-
tung und Grenzfindung der Basislegitimation von Verwaltungsnetzwerken beson-
dere Aufmerksamkeit zu schenken sein.

Im dritten und letzten Kapitel wird das Netzwerkphänomen sodann am konkreten
Beispiel, an der Mutter aller Gemeinsamen Zentren auf Bundesebene – dem Ge-
meinsamen Terrorismusabwehrzentrum des Bundes und der Länder – näher be-
leuchtet. Das 10-jährige Jubiläum des GTAZ sowie die mittlerweile phänomenbe-
reichsübergreifende, weitreichende Präsenz Gemeinsamer Zentren innerhalb der
Sicherheitsarchitektur der Bunderepublik bieten hierfür den passenden Rahmen.

Um ein besseres Verständnis für die Materie und die sich stellenden Problem-
kreise zu schaffen, wird das GTAZ, nach einem einordnenden Überblick über die
Entwicklung der Sicherheitsgesetzgebung und ihrer Organisationsformen, hin-
sichtlich seines Aufbaus, seiner Organisation und der an ihm beteiligten Akteure
vorgestellt. Anschließend widmet sich die Arbeit der Begutachtung von vier Pro-
blemschwerpunkten. Zu beantworten sind mitunter die Fragen nach der Rechtsform
des GTAZ, nach sicherheitsrechtlich determinierten verwaltungsorganisations-
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